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EDITORIAL

DR. MARCO TRIPS
Präsident des Niedersächsischen 
Städte- und Gemeindebundes

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,
heute ist der 22. September 2022. Wenn Sie dieses Heft in den 

Händen halten, hat Niedersachsen schon einen neuen Land­

tag gewählt. Die heutige Umfrage sieht die SPD bei 32 Pro­

zent, die CDU bei 28 Prozent, die Grünen bei 17 Prozent und 

die FDP bei fünf Prozent. Beim Lesen dieses Editorials sind Sie 

bereits schlauer. Egal zu welcher Regierungskonstellation es 

kommt, die Aufgaben für eine neue Landesregierung werden 

schier überwältigend sein.

Die hohen Energiekosten wirken sich dramatisch auf 

die Produktion in Industrie, Handwerk und Mittelstand aus. 

Viele Unternehmen und Privathaushalte wissen nicht, wie 

ihre Zukunft aussieht. Es wird notwendig sein, die Energie­

kosten für Gewerbe und Private, eventuell kontingentiert, 

zu deckeln. Sollte dies auf Bundesebene nicht bis zur 

Niedersachsenwahl gelungen sein, wird es landesseitig zu 

massiven Unterstützungen aller Bereiche, nicht zuletzt der 

kommunalen Stadtwerke und Wohnungsbaugesellschaften, 

sowie der Kommunen selber kommen müssen. Eine neue 

Landesregierung wird sich gut überlegen müssen, wofür die 

offenbar vorhandenen Steuermehreinnahmen von einer Mil­

liarde Euro eingesetzt werden sollen. Aus kommunaler Sicht 

für die Stützung der Energiepreise, für den Umbau zu einer 

regenerativen Energieerzeugung, für die Unterbringung der 

dramatisch mehr werdenden Flüchtlinge und Vertriebenen 

und für die Bildung in KiTa und Schule.

Dabei gilt: Natürlich tun die Kommunen ihren Teil. 

Anderswo verlieren Menschen durch Bomben ihr Haus 

und ihre Söhne werden in den Tod geschickt. Deutschland 

ist reich und leistungsfähig. Ein Hinterherjammern nach 

vormals besseren Zeiten, finanziert durch 

billiges russisches Gas, darf es nicht geben. 

Aber im Gegenzug muss ein immer weiteres 

Draufsatteln an Bürokratie und komplizier­

ten Verfahren aufhören! Wir müssen das 

vielgebrauchte Wort der Zeitenwende ernst 

nehmen und klarere und einfachere Vorschrif­

ten finden, als dies bisher der Fall war. Die 

kommunalen Verwaltungen und die Ehren­

amtlichen stehen am Anschlag.

Die Unterbringung weiterer Menschen 

muss nach klaren, transparenten Regeln 

und in guter Kooperation erfolgen. Der Bau 

von Windrädern darf nicht durch irre lange 

vorbereitende Verfahren und Klagen im 

Anschluss in die Länge gezogen werden. Hilfsgelder müssen 

bei der Deckelung der Energiekosten ansetzen und keine 

bürokratischen Monster sein, die keiner administrieren kann. 

Gelder für die Verbesserung von KiTas und Schulen müssen 

ausreichend und pauschal fließen. Die Zeiten für Selbst­

beschäftigung sind endgültig vorbei. Wer das nicht versteht, 

sollte besser keine Landesregierung stellen und kein Minis­

terium führen. Wir müssen jetzt die Bürokratie fallen lassen, 

sonst werden wir fallen.

Ich weiß, dass in den Kommunen viel Kraft steckt. Diese 

Kraft werden wir gemeinsam einsetzen, um die großen 

Schwierigkeiten gut zu meistern! Das ist es, was in diesem 

Herbst ansteht.

TITELFOTO 
Rathaus der Gemeinde Seevetal / Copyright: Gemeinde Seevetal

VORSCHAU DNG 6/2022
Themenschwerpunkt: UAN – Redaktions- und Anzeigenschluss: 
7. November 2022 – erscheint am 7. Dezember 2022
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STÄDTE UND GEMEINDEN STELLEN SICH VOR

50 JAHRE GEMEINDE SEEVETAL

Mauritiuskirche 
in Hittfeld

Eine Kommune mit über 43 000 Einwohnerinnen und Einwohnern, die 
aber keine Stadt ist? Gibt es die wirklich? Die Gemeinde Seevetal wurde 
1972 aus 19 ehemals selbstständigen Gemeinden gegründet. Die größ-

ten Gemeindeteile sind Meckelfeld, Maschen, Hittfeld und Fleestedt. Am 
unmittelbaren Stadtrand zu Hamburg war es den damals Verantwortlichen 

wichtig, große und schlagkräftige Einheiten zu bilden, um manch Begehren 
der benachbarten Freien und Hansestadt besser Paroli bieten können.

Auch nach der Gründung hat es nie eine ernsthafte Dis­

kussion gegeben, Stadtrechte zu beantragen. Es fehlt 

schlicht an dem Hauptmerkmal: Seevetal verfügt über 

kein Zentrum. Die Gemeindepolitik war, parteiübergrei­

fend, immer darauf ausgelegt, die Identitäten der Dörfer 

weiterzuentwickeln. Das Konstrukt „Einheitsgemeinde“ 

gab und gibt ihr die Möglichkeit, die Infrastruktur in 

und insbesondere zwischen den Ortschaften gezielt 

zu entwickeln. Straßen- und Busverbindungen wur­

den geschaffen und Flächen für die Erholung konnten 

gesichert werden. Auch hochwertige Naturschutz­

gebiete wie die Untere Seeveniederung mit dem großen 

Schachbrettblumenvorkommen konnten entstehen. 

Mit heute über 43 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 

ist Seevetal die einwohnerstärkste Gemeinde Deutsch­

lands ohne Stadtrechte.

Neben dem fehlenden Zentrum ist die Gemeinde am 

Übergang von der Marsch zur Heide zudem geprägt von 

gänzlich unterschiedlichen Siedlungsstrukturen. Die 

typischen langgezogenen Elbdörfer Over und Bullen­

hausen in der Marsch verweisen auf eine ganz andere 

Geschichte als die von der Einwohnerzahl vergleich­

baren Dörfer Ramelsloh und Ohlendorf auf der Geest, 

die der Nordheide zugewandt sind. Das mit knapp 

10 000 Einwohnerinnen und  Einwohnern eher klein­

städtisch geprägte Meckelfeld, gelegen unmittelbar an 

der Landesgrenze zu Hamburg, steht ganz anderen Her­

ausforderungen gegenüber als Hittfeld, der drittgrößte 

Gemeindeteil und Sitz der Verwaltung. Das ehemals 

ausgeprägte Kirchturmdenken konnte in der Einheits­

gemeinde überwunden werden, auch wenn man heute 

oft noch zuerst ein „Maschener“ oder eine „Hittfelde­

rin“ ist und dann erst ein „Seevetaler“. Es hat aber eben 

auch diese 50 Jahre gebraucht, den Seevetal-Gedan­

ken hinauszutragen und zu leben. Daher wuchs dann 

auch schnell der Entschluss, das Gründungsjubiläum 

angemessen zu würdigen und so konnte am ersten 

Juli-Wochenende dieses Jahres dann auch von ganzem 

Herzen „50 Jahre Seevetal“ gefeiert werden. Ein stil- und 

würdevoller Festakt in der Burg Seevetal eröffnete das 

Wochenende. Dabei wurde Seevetals erster Gemeinde­

direktor und späterer Oberkreisdirektor des Landkreises 

Harburg, der kürzlich verstorbene Hans Joachim Röhrs, 

mit der Ehrenbürgerwürde ausgezeichnet. Zudem 

wurde das Jubiläumsbuch „50 Jahre Gemeinde Seevetal 

– Politik, Verwaltung, Leben“ erstmals der Öffentlichkeit 

präsentiert. Es folgten quer über das Gemeindegebiet 

verteilt Aktivitäten für alle Generationen. Abgerundet 

wird das Jubiläumsjahr mit weiteren über das Jahr ver­

teilten Aktionen von Vereinen und Institutionen und 

den ersten Seevetaler Lesetagen im November.  ❚

Gemeindebücherei 
in Meckelfeld

FO
TO

: V
ER

LA
G 

FÜ
R F

AI
RE

 W
ER

BU
NG

, I.
 G

EB
ER

T

FO
TO

: G
EM

EIN
DE

 SE
EV

ET
AL



DNG 5/2022  3 

AUS DEM NSGB

19. KOMMUNALES IUK-FORUM  
IN BAD LAUTERBERG IM HARZ
Nach zwei pandemiebedingten Jahren der Unter­

brechung fand am 8. und 9. September 2022 das 

kommunale IuK-Forum zum 19. Mal statt, dieses 

Jahr in Bad Lauterberg im Harz. Das alljährliche 

IuK-Forum, organisiert von den drei niedersächsi­

schen kommunalen Spitzenverbänden und der Gov­

Connect GmbH, bietet insbesondere Praktikerinnen 

und Praktikern aus Städten und (Samt-)Gemeinden, 

Landkreisen sowie von kommunalen IT-Dienstleis­

tern eine Austauschplattform zu aktuellen Themen 

der Digitalisierung und Organisation.

Während sich der erste Veranstaltungstag dabei 

verstärkt der aktuellen Herausforderung der Umset­

zung des Online-Zugangsgesetzes (OZG) in den 

Kommunen sowie der IT-Sicherheit widmete, konn­

ten sich die etwa 150 Teilnehmer:innen am zweiten 

Tag in einem Barcamp in zahlreichen Kleingruppen 

zu den drängendsten internen und externen Frage­

stellungen austauschen. Nach den Grußworten 

des örtlichen Bürgermeisters Rolf Lange (CDU) und 

Landrats Marcel Riethig (SPD) stellte Staatssekretär 

Stephan Manke vom Niedersächsischen Ministe­

rium für Inneres und Sport die strategische Ausrich­

tung des Landes Niedersachsen in diesen Bereichen 

dar. Zuvor äußerte NSGB-Präsident Dr. Marco Trips 

die zentralen Kritikpunkte der maßgeblich von Bund 

und Ländern verschleppten Verwaltungsdigitalisie­

rung, namentlich zur unzureichenden Finanzierung 

von OZG-Leistungen sowie zur mangelnden Trans­

parenz bei den Kosten und Verfügbarkeiten. Ergänzt 

wurden diese Statements durch inhaltliche Vorträge 

von Expertinnen und Experten der kommunalen 

IT-Dienstleister und GovConnect sowie 

externen Referentinnen und Referenten zu 

Fachthemen wie Projektmanagement, Pro­

zesserstellung und Datensicherheit.

Neben den inhaltlichen Tagesord­

nungspunkten erfreute sich der zwi­

schenmenschliche Austausch jenseits von 

Online-Meetings und Videokonferenzen 

erstmals wieder in Präsenzform größter 

Beliebtheit, um die Herausforderungen der Digita­

lisierung gemeinsam anzugehen und gegenseitig 

von Erfahrungen zu profitieren. Die nächste Ver­

anstaltung soll im kommenden Jahr durchgeführt 

werden.  ❚

www.face-

book.com/

NSGB1

BESUCHEN SIE DEN  
NSGB AUF FACEBOOK
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AUS DEM NSGB

SCHUL- UND KULTURAUSSCHUSS KONSTITUIERT SICH 
IN DER GEMEINDE SÜDHEIDE UND BEFASST SICH MIT DEN 
ZUKUNFTSTHEMEN IM SCHULBEREICH

Der Schul- und Kulturausschuss hielt 

seine konstituierende Sitzung in der 

Gemeinde Südheide ab, in einem 

von der Gemeinde umgebauten 

Bürgerhaus, das ehemals ein Super­

markt war (vgl. im Einzelnen S. 18). 

In der Sitzung wurden der bisherige 

Vorsitzende des Ausschusses, Samt­

gemeindebürgermeister Dirk Eberle 

aus der Samtgemeinde Bothel, sowie 

die stellvertretende Vorsitzende des 

Ausschusses, Ratsmitglied in der 

Gemeinde Südheide und Ortsbür­

germeisterin von Oldendorf Sabine 

Rudnick, einstimmig wiedergewählt.

Inhaltlich befasste sich der Aus­

schuss mit der zukünftigen Zusam­

menarbeit mit Sportvereinen zur 

Umsetzung des Rechtsanspruchs auf 

Ganztagsbetreuung. Hierzu referier­

ten Marco Lutz und Frank-Michael 

Mücke vom Landessportbund. Des 

Weiteren stellte Dr.  Stein den Wett­

bewerb „Klimaneutrale Schule“ vor 

und erläuterte die Vorgehensweise, 

mit der Schulen Energie einsparen 

können und mit der der Schulträger 

auch Anreize zum Energiesparen 

geben kann. Inhaltlich befasste sich 

der Ausschuss unter anderem mit 

den Positionen des Niedersächsi­

schen Städte- und Gemeindebun­

des (NSGB) zur Landtagswahl sowie 

dem Stand zur Aufnahme ukraini­

scher Kinder in den Bildungsein­

richtungen. Des Weiteren wurde der 

Themenbereich Digitalisierung in 

der Schule in mehrfacher Hinsicht 

behandelt. Insbesondere wurden der 

Umsetzungsstand des Digitalpakts 

Schule, die Problemfälle bei der För­

dermittelbewilligung der Administ­

rationskosten sowie der Sachstand 

der Gespräche mit dem Land zur 

Evaluation der IT-Administrations­

kosten an Schulen besprochen und 

Beschlüsse gefasst.  ❚

KONSTITUIERENDE SITZUNG DES BAU-, UMWELT- 
UND PLANUNGSAUSSCHUSSES DER AKTUELLEN 
KOMMUNALWAHLPERIODE IN FRIEDEBURG

In der Sitzung am 6. Juli 2022 wurde Helfried Goetz, Bür­

germeister der Gemeinde Friedeburg, erneut zum Vorsit­

zenden des Ausschusses gewählt, dem er seit 2020 vorsitzt. 

Als sein Stellvertreter wurde Arne Behre, Bürgermeister der 

Samtgemeinde Radolfshausen, gewählt. Er folgt auf Walter 

Eisner, den ehemaligen Bürgermeister der Samtgemeinde 

Liebenau, der nicht erneut zur Wahl angetreten war. Die 

Geschäftsstelle gratuliert zu diesen Wahlen!

Der Ausschuss hat sich in der Sitzung nach einem 

Input-Vortrag intensiv mit der Starkregenvorsorge in 

Kommunen beschäftigt sowie Grundpositionen diskutiert 

und unter anderem über Freiflächen-Photovoltaik-Anla­

gen, das sogenannte Osterpaket und 

das sogenannte Sommerpaket der Bun­

desregierung, die Niedersächsische 

Versammlungsstättenverordnung, das 

Niedersächsische Wasserversorgungs­

konzept und die Niedersächsische 

Städtebauförderungsrichtlinie beraten.

Darüber hinaus wurde dem Ausschuss 

der Standort der STORAG Etzel GmbH, 

eines der größten unabhängigen Spei­

cherunternehmen (Kavernenspeicher), 

vorgestellt und ein Teil der Ausschussmit­

glieder hat die Gelegenheit genutzt, das 

Gelände zu besichtigen (siehe Foto).  ❚Ausschussmitglieder besichtigten das Gelände der STORAG Etzel GmbH
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 SEMINARE. FÜR RATSMITGLIEDER.

 Kommunalverfassungsrecht – Gemeindliche Bauleitplanung –.

  Kommunales Haushaltswesen.

SEMINARE FÜR NEU GEWÄHLTE RATSMITGLIEDER 

UND „ALTE HASEN“ AB NOVEMBER 2021

Sie werden zum ersten Mal in den Rat gewählt und kommu­

nale Themen sind für Sie neu? Sie sind schon länger dabei und 

möchten Ihr Wissen auffrischen? Die Kommunalakademie des 

NSGB unterstützt Sie dabei mit Grundlagenseminaren aus der 

Reihe KomFort – Kommunale Fortbildung für Ratsmitglieder.

VERTIEFENDE VERANSTALTUNGEN 

IM VERLAUF DER WAHLPERIODE

Etwa mit den Themen „Finanzierung der 

Gemeinden“, „Windenergie“ oder „Zusam­

menarbeit in Samtgemeinden“.

SCHULUNG DURCH 
QUALIFIZIERTE 
UND ERFAHRENE 
PRAKTIKER:INNEN AUS 
NIEDERSÄCHSISCHEN 
KOMMUNEN

ORTSNAH FLÄCHENDECKEND IN GANZ NIEDERSACHSEN 

ODER PANDEMIEBEDINGT ONLINE

Vereinbarkeit von Beruf und Ehrenamt durch Samstagsseminare.

KURZSCHULUNGEN ZU TEILTHEMEN BEREITS VOR 

DER KOMMUNALWAHL

In zweistündigen Online-Schulungen werden Teilthemen 

etwa aus dem Kommunalverfassungsrecht oder der Bauleit­

planung vermittelt, die eine Auffrischung, Vertiefung oder 

auch die Vorbereitung auf Interessenschwerpunkte in der 

nächsten Wahlperiode bieten.

ONLINE-SEMINARE ÜBER „ZOOM“
Sie benötigen nur einen Rechner oder Tablet mit 
Kamera und Mikrofon.

EINLADUNG über 

die Verwaltungen der 

Mitgliedskommunen 

des NSGB.

INHOUSE-VERANSTALTUNGEN…
...finden in der Landesgeschäftsstelle 
des NSGB statt und können von einer 
einzelnen Kommune oder gemeinsam 
von mehreren Mitgliedsverwaltungen 
gebucht werden.
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ENERGIE

THEMENSCHWERPUNKT

GEMEINSAM DURCH DIE KRISE MIT  
NEUER DEUTSCHLANDGESCHWINDIGKEIT

OLAF LIES ist 
niedersächsischer Minister für 

Umwelt, Energie, Bauen und 
Klimaschutz

Erster Rammschlag in 
Wilhelmshaven ebenfalls 
am 5. Mai 2022: Start des 

ersten LNG-Terminals in 
Deutschland

VON UMWELTMINISTER OLAF LIES

Der schreckliche Angriffskrieg auf die Ukraine macht 

uns schmerzhaft bewusst, wie abhängig wir von 

Gasimporten sind – und wie groß die Herausforde­

rung einer sicheren, bezahlbaren und nachhaltigen 

Energieversorgung ist. Gleichwohl bin ich beein­

druckt und dankbar, wie schnell und pragmatisch 

jetzt Entscheidungen getroffen werden, um Bür­

ger:innen zu unterstützen und Energieversorgungs­

sicherheit zu ermöglichen.

LNG-TERMINALS UND FSRUS: SCHNELLER 

PROZESS FÜR SICHERE VERSORGUNG

Drei FSRUs in Niedersachsen: Der Bund hat sich mit 

Wilhelmshaven und Stade für gleich zwei Stand­

orte an der Küste Niedersachsens entschieden. 

Wilhelmshaven, wo zwei Floating and Regasification 

Units (FSRUs, schwimmende LNG-Terminals) anlan­

den sollen, ist als Tiefwasserhafen in perfekter Weise 

geeignet und beweist die Geschwindigkeit bei der 

Planung, Genehmigung und dem Bau von Infra­

struktur, zu der wir und insbesondere unsere Geneh­

migungsbehörden fähig sind. Diesen Schwung wer­

den wir auch für das Projekt in Stade mitnehmen 

und mit der Inbetriebnahme des Terminals Herbst 

2023 beweisen.

Diese Geschwindigkeit verdanken wir auch nicht 

zuletzt dem Bund, der unter anderem mit 100 Milli­

onen Euro das Stader FSRU unterstützt. Und wir ver­

danken sie den Mitwirkenden in den eingesetzten 

Taskforces, zuletzt neu gebildet für das zweite FSRU 

in Wilhelmshaven, wo sich Behördenmitarbeiter:in­

nen und Vertreter:innen von Unternehmen uner­

müdlich und über Ministeriums- und Organisations­

grenzen hinaus für Planung und Genehmigung der 

Terminal-Infrastruktur einsetzen.

ENERGIEWENDE: WIND MIT SCHWUNG

Die geplanten LNG-Terminals bieten die dringend 

nötige Alternative zu Gasimporten aus Russland. 

Gleichwohl ist klar: Sie können und sollten nur eine 

Überganglösung sein auf dem Weg zu einer klima­

neutralen Energieversorgung. Die Terminals sollen 

deshalb nicht nur geeignet sein, um LNG zu trans­

portieren – sondern Deutschland später auch mit 

grünem Wasserstoff zu versorgen.

Die Entscheidungen für LNG-Terminals haben 

gezeigt: Wir sind in der Lage, schnell und konse­

quent Planungsvorhaben umzusetzen. Dies wollen 

und werden wir auch beim Ausbau erneuerbarer 

Energien weiterführen. Ob Leitungen, Terminals an 

Land oder schwimmend – alles können wir nach 

einer Übergangsphase mit fossilem Gas für den 

Import von grünen Gasen nutzen. LNG-Terminals an 

unserer Küste, Windenergie Offshore und Onshore, 

Photovoltaik, der Aufbau einer Wasserstoffwirt­

schaft durch die IPCEI-Projekte und unsere stetigen 

Fortschritte beim Netzausbau: Niedersachsen wird 

zum neuen energiepolitischen Zentrum der Repu­

blik. Unser Ziel ist es, Klimaschutzland Nr. 1 zu sein!

So haben wir im ersten Halbjahr diesen Jahres 

mit 68 Windanlagen und einer Gesamtleistung 

von 32 MW erneut die meiste Windenergieleis­

tung genehmigt. Das zeigt in allererster Linie die 

sehr gute Arbeit der kommunalen Genehmigungs­

behörden und, dass es genau richtig ist, dass die 

Kommunen mit gebündelter Fachkompetenz vor 

Ort über die Zulassung der Vorhaben entscheiden. 

Mit der Servicestelle Recht der Windenergie geben 

wir ihnen darüber hinaus ein Serviceangebot als 

Unterstützung an die Hand, um mitzuhelfen, Geneh­

migungen weiter zu beschleunigen.

Für das Ziel, 30 GW Wind an Land in Niedersach­

sen zu installieren und damit unabhängig von fossi­

ler Energie zu werden, brauchen wir aber dennoch 

höhere Zubau- und Genehmigungsraten.
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ENERGIE

THEMENSCHWERPUNKT

GEMEINSAM DURCH DIE KRISE MIT  
NEUER DEUTSCHLANDGESCHWINDIGKEIT

GASUMLAGE UND HÄRTEFONDS

Im Herbst kommt auf Gaskundinnen und -kunden 

neben den bereits steigenden Energiepreisen mit 

der Gasumlage eine weitere finanzielle Belastung 

zu. Die Höhe der Gasumlage wird bei 2,419 Cent pro 

Kilowattstunde liegen – damit fällt sie geringer aus 

als befürchtet, bedeutet aber dennoch eine enorme 

Belastung für Haushalte. Deshalb hatte ich bereits 

eine Deckelung der Gas-Umlage auf zwei Cent pro 

Kilowattstunde inklusive Mehrwertsteuer gefordert. 

In meinen Augen wird außerdem in den falschen 

Instrumentenkoffer gegriffen – anstatt Menschen 

erst mehr Geld abzuverlangen, um sie später durch 

staatliche Leistungen zu entlasten, hätte eine Über­

nahme durch den Bund Unternehmen und Men­

schen geholfen.

Entsprechend bin ich dankbar, dass Akteurinnen 

und Akteure wie die öffentliche Hand mit Land und 

Kommunen, Wirtschaft, Gewerkschaften, Kirchen, 

Energieversorgern und Sozialverbände zusam­

mengefunden haben, um Möglichkeiten wie unter 

anderem einen Härtefallfonds möglich zu machen, 

mit dem Strom- und Gassperren verhindert werden 

können. Auch hier nehmen die Kommunen – neben 

den Energieversorgern – eine besondere Rolle ein, 

da sie mithilfe eines Konzepts den Rahmen für einen 

Härtefallfonds stellen.

MOTIVATION UND AUFKLÄRUNG: 

UNTERSTÜTZUNG BEIM EINSPAREN

Die Herausforderung, den eigenen Energiever­

brauch zu reduzieren, trifft auch die Gebäude und 

Liegenschaften der Landesregierung. Entsprechend 

werden verschiedene Maßnahmen umgesetzt, um 

schnell und spürbar weniger Energie zu verbrau­

chen – indem die Raumtemperaturen gesenkt, 

in Sanitärräumen auf Kaltwasser umgestellt und 

Klimaanlagen sowie Innen- und Außenbeleuchtun­

gen abgestellt werden, sofern keine rechtlichen, 

arbeitsschutzrechtlichen oder sicherheitsrelevanten 

Belange diesem entgegenstehen. Ein Vier-Punkte-

Plan der Landesregierung zu den landeseigenen 

Liegenschaften sieht darüber hinaus unter ande­

rem vor, durch effektives Flächenmanagement 

die Flächennutzung bis 2030 um zehn Prozent zu 

reduzieren, Photovoltaik-Anlagen auf den Dächern 

zu errichten und Gebäude in schlechtem energeti­

schem Zustand zuerst zu sanieren.

Mit der klimaneutralen Landesverwaltung, ver­

abschiedet 2021, begibt sich die niedersächsische 

Landesverwaltung außerdem auf den Weg zu einer 

klimaneutralen Organisation bis 2050. Die Maßnah­

men umfassen neben dem Handlungsbereich Mobi­

lität auch Gebäude und Beschaffung.

CARE-HILFE UND NACHBARSCHAFTS

PROJEKTE: UNTERSTÜTZUNG VOR ORT

Trotz des Fokus auf Versorgungsfragen darf eines 

nicht untergehen: Der Krieg in der Ukraine bedeu­

tet auch, dass viele Menschen ihre Heimat verlassen 

müssen und bei uns einen sicheren Ort brauchen. 

Hier bin ich dem Ministerium für Bundes- und 

Europaangelegenheiten und regionale Entwicklung 

dankbar, weil es den Weg geebnet hat, um mit Mit­

teln aus dem europäischen CARE-Programm und 

angeknüpft an das bestehende Förderprogramm 

„Gute Nachbarschaft“ Wohnqualität, Wohnraum und 

öffentlichen Raum zu fördern und Anlauf- und Bera­

tungsstellen zu schaffen. Nachbarschaftsprojekte 

und Zusammenhalt in Kommunen sind ein ermuti­

gendes Zeichen, dass wir weiter auf Zusammenhalt 

setzen können. Im Übrigen sind auch hier die Kom­

munen die zentralen Akteure: Denn die vor dem 

Angriffskrieg geflüchteten Menschen werden in den 

Kommunen nicht nur untergebracht, sie leben dort 

und müssen Unterstützungsangebote jeglicher Art 

erhalten. Dass dies so gut funktioniert, ist zuvorderst 

der Verdienst der kommunalen Ebene!  ❚

Am 5. Mai 2022 unterzeichneten 
Bundeswirtschaftsminister Robert 
Habeck und der niedersächsische 
Umweltminister Olaf Lies die 
Absichtserklärung zum Ausbau von 
LNG- und Green-Gas-Infrastruktur

...Im Übrigen  
sind auch hier 
die Kommunen 
die zentralen 
Akteure...“
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KOMMUNEN BEI DER WÄRMEWENDE 
UNTERSTÜTZEN
VON TIMM FUCHS

TIMM FUCHS ist  
Beigeordneter beim 

Deutschen Städte- und 
Gemeindebund (DStGB)

Der kommunalen Wärmewende kommt bei der kli­

maneutralen Transformation der Energieversorgung 

in Deutschland bis 2045 eine zentrale Bedeutung 

zu. Sie beschreibt den planerischen Prozess und 

das verbindliche Ergebnis für eine klimaneutrale 

Energieversorgung vor Ort. Der russische Angriffs­

krieg auf die Ukraine hat die Bedingungen hierfür 

grundlegend verändert. Um unabhängig zu wer­

den vom fossilen russischen Erdgas, treffen Kom­

munen, Wirtschaft und Bürger:innen derzeit große 

Anstrengungen, Energie einzusparen. Gleichzeitig 

wird der Ausbau der erneuerbaren Energien weiter 

forciert. Beides enthält ein erhebliches Potenzial 

für die CO2-Reduktion, muss aber auf die örtlichen 

Gegebenheiten abgestimmt werden. Die kommu­

nale Wärmeplanung kann dies unterstützen und 

zugleich beschleunigen.

BUNDESGESETZ JA ODER NEIN?

Der Bund hat vor kurzem ein Konzept für die Umset­

zung der kommunalen Wärmeplanung vorgestellt. 

Mindestziel aus dem Koalitionsvertrag ist es, 50 Pro­

zent klimaneutrale Wärme bis zum Jahr 2030 zu 

erreichen. Dies will die Bundesregierung schaffen, 

indem es zu einer flächendeckenden kommunalen 

Wärmeplanung im gesamten Bundesgebiet kommt. 

Der Bund kann dies aus verfassungsrechtlichen 

Gründen nur über die Mitwirkung der Länder errei­

chen. Die können die Gemeinden zu einer Wärme­

planung gesetzlich verpflichten, müssen dann aber 

nach dem Grundsatz „Wer bestellt, bezahlt!“ auch 

die Kosten der Umsetzung vollständig ausgleichen. 

Dabei gilt es zu beachten, dass die Bundesländer 

Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein bereits 

eine verpflichtende kommunale Wärmeplanung 

eingeführt haben. Auch in Niedersachsen und Hes­

sen gibt es entsprechende Planungen. Um im Inte­

resse des Bürokratieabbaus Mehrfachplanungen zu 

vermeiden, müssen vorhandene kommunale Pla­

nungen Berücksichtigung finden.

VOLLSTÄNDIGER AUSGLEICH DER KOSTEN

Die Kosten der Planungen müssen stets vollstän­

dig durch den Förder- und Finanzierungsrahmen 

von Bund und Ländern ausgeglichen werden. Im 

Interesse einer möglichst flächendecken Planung 

wird dieser pragmatische Ansatz wirksamer sein 

als gesetzliche Verpflichtungen der Kommunen zur 

Wärmeplanung. Im Sinne pragmatischer Lösun­

gen ist es zudem wichtig, kleinere Kommunen mit 

geringer Verwaltungskraft nicht zu überfordern. 

Der Bund hat hierzu den Ansatz in die Diskus­

sion gebracht, eine Wärmeplanung nur ab einer 

bestimmten Einwohnergrenze verpflichtend vor­

zuschreiben. Der Vorschlag wäre einfach und leicht 

handhabbar, kann aus Gründen der Effizienz und 

des Klimaschutzes allerdings in Zweifel gezogen 

werden. Denn mehr als die Größe einer Gemeinde 

sollte das Kosten-Nutzen-Verhältnis einer kommu­

nalen Wärmeplanung zur Richtschnur werden. Dies 

kann nicht allein an Einwohnergrenzen oder Sied­

lungsstrukturen gemessen werden.

I M P R E S S U M 

„Die Niedersächsische Gemeinde“ erscheint sechsmal jährlich. Bezugspreis 
jährlich 36  Euro, Einzelpreis sechs Euro, jeweils zuzüglich Porto. In sämt
lichen Verkaufspreisen sind sieben Prozent Mehrwertsteuer enthalten. Für 
Mitglieder des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes (NSGB) ist 
der Bezug der Zeitschrift im Mitgliedsbeitrag enthalten. Bestellungen bitte 
an: stautmeister@nsgb.de . 
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ENERGIETRÄGER UND INFRASTRUKTUREN

Das Potenzial für eine klimaneutrale Wärmeversor­

gung unterscheidet sich vielmehr von Ort zu Ort. 

Dies betrifft zum einen die Energieträger wie Geo­

thermie, Biomethan, Abwärme aus der Industrie 

oder aus Kläranlagen sowie grünen Wasserstoff. 

Zum anderen müssen die ganz unterschiedlichen 

räumlichen Strukturen, Siedlungsstrukturen und 

Infrastrukturen in den Kommunen eine maßgeb­

liche Rolle spielen. So kann in ländlichen Räumen 

der Auf- und Ausbau von Nahwärmenetzen oder der 

Einsatz von Wärmepumpen sinnvoll sein, in Stadt­

quartieren dagegen eine klimaneutrale Fernwär­

meversorgung. Kernstück der kommunalen Wärme­

planung ist es, über das einzelne Gebäude hinaus 

die unterschiedlichen Energieträger, Infrastruktu­

ren und Versorgungslösungen zu betrachten und 

gebietsbezogen zu entwickeln. Zentrale Herausfor­

derung dabei ist, die Bürger:innen mitzunehmen. 

Gerade im Bestandsbauten und -quartieren müssen 

möglichst im Konsens Lösungen gefunden werden, 

die für die Menschen nachvollziehbar und bezahlbar 

sind. In der Perspektive wird es darum gehen, die 

Betreiber der Wärmeversorgungsinfrastrukturen wie 

die Stadtwerke in die Lage zu versetzen, die wärme­

neutrale Transformation der regionalen Infrastruktur 

in den Versorgungsgebieten zu gewährleisten.

ROLLE DES GASNETZES UND DER STADTWERKE

In diesem Zusammenhang ist wichtig, die Perspek­

tiven des vorhandenen Gasnetzes richtig einzu­

schätzen. Durch den Einsatz von Wasserstoff als 

grünem Gas kann es eine zentrale Rolle bei einer 

klimaneutralen Wärmeversorgung haben. In der 

aktuellen Unsicherheit bei der Energieversorgung 

sollten zudem stets alle Alternativen als „stille 

Reserve“ verstanden werden.

Um eine spürbare Beschleunigung bei der 

Wärmeplanung und der damit einhergehenden 

Wärmewende zu bewirken, müssen die Stadtwerke 

als Partner der Kommunen und zentrale Akteure 

einer klimaneutralen Wärmeversorgung gestärkt 

werden. Die Stadtwerke verfügen über das für eine 

integrierte Energieinfrastrukturplanung erforder­

liche Fachwissen und die notwendigen Kenntnisse 

über die örtlichen Gegebenheiten und unterstützen 

damit die Kommunen bei der Planung und Umset­

zung der Wärmewende.

Für die Gemeinden und Städte ist im Zusam­

menhang mit der Transformation der Wärmever­

sorgung die Weiterentwicklung der Rechtsrahmen 

für die Erhebung der Konzessionsabgabe von gro­

ßer Bedeutung. Insbesondere ist die mengenbezo­

gene Abrechnung in Zeiten von Energieknappheit 

und Energieeffizienz ungeeignet. Konkret muss 

eine Bemessungsgrundlage gefunden werden, die 

die kommunalen Einnahmen aus der Abgabe auch 

unter den Bedingungen der Wärmewende sichert.

KOMMUNEN UNTERSTÜTZEN

Die Wärmewende stellt eine der zentralen Heraus­

forderungen für den Klimaschutz dar. Sie muss auf 

der örtlichen Ebene geplant und umgesetzt werden, 

wird aber nur als nationales Gemeinschaftswerk von 

Bund, Ländern und Kommunen erfolgreich sein. 

Insbesondere der Aus- und Umbau der Wärme­

netze stellt einen langfristigen und kapitalintensi­

ven Transformationsprozess dar. Entscheidend ist, 

dass die Kommunen befähigt werden, die hierzu 

erforderliche Planung durchzuführen und umzu­

setzen und zwar unabhängig von ihrer Größe, Lage 

und Finanzkraft. Gerade zur Unterstützung kleiner 

Gemeinden ohne eigenes Stadtwerk sind dabei 

Beratungs- und Unterstützungsangebote sowie der 

Austausch und die Vernetzung zu Best Practice-Bei­

spielen von Bedeutung. Insofern ist es zu begrüßen, 

dass der Bund derzeit das Kompetenzzentrum Kom­

munale Wärmewende (KWW) aufbaut. Das KWW 

wird rund um das Thema Wärmewende Informatio­

nen und Angebote in den Bereichen Wissen, Bera­

tung, Netzwerke und Veranstaltungen analog und 

digital aufbereiten.  ❚

WEITERE INFOS  
ZUM KWW:  
https://www.kww-halle.de/

Biogasanlagen 
können Nahwärme 
liefern
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DR. REINHOLD KASSING 
ist Geschäftsführer des  

Verbandes kommunaler  
Unternehmen e. V. (VKU)

DIE BEDEUTUNG KOMMUNALER 
UNTERNEHMEN IN DER AKTUELLEN KRISE
Kommunale Unternehmen – ein Wert für sich

VON DR. REINHOLD KASSING

©
 W

OL
FG

AN
G 

HU
PP

ER
TZ

Kommunale Unternehmen bilden mit ihren Infra­

strukturen und Dienstleistungen ein Fundament des 

Wirtschaftsstandorts Deutschland. Von den Ostfrie­

sischen Inseln bis in den Harz und von der Grafschaft 

Bentheim bis in die Lüneburger Heide arbeiten sie 

auch in Niedersachsens Städten und Gemeinden 

zuverlässig, umweltverträglich und innovativ – für 

das Wohl ihrer Bürger:innen. Sie liefern Strom, Gas, 

Wärme sowie Trinkwasser, entsorgen Abfall und 

Abwasser. Sie investieren in eine zukunftsfähige 

Telekommunikationsinfrastruktur, halten die Städte 

sauber und ermöglichen Mobilität über den Öffent­

lichen Personennahverkehr. Mit ihrem Engagement 

und ihrem Investitionswillen gestalten und sichern 

sie die zukünftige Entwicklung in den Kommunen.

Die kommunalen Unternehmen sind für die 

Gesellschaft und Wirtschaft da – regional, verläss­

lich und nachhaltig. Sie zeigen immer wieder auf 

ein Neues, was sie zu leisten im Stande sind. Auch in 

herausfordernden Zeiten wie der Corona-Pandemie 

halten sie Niedersachsen am Laufen und gewähr­

leisten Versorgungssicherheit auf allen Ebenen. Sie 

sind demokratisch legitimiert und bleiben durch 

ihre kommunale Eigentümerschaft in den Händen 

der Bürger:innen. Sie bilden das Fundament unserer 

Volkswirtschaft, bieten sichere Infrastrukturdienst­

leistungen an und übernehmen Verantwortung für 

ihre Region.

Oberstes Gebot kommunaler Unternehmen ist 

die Schaffung dauerhafter und damit nachhaltiger 

Strukturen, die sich an den Bedürfnissen vor Ort 

orientieren. Mit ihrem Angebot von Infrastruktu­

ren und Dienstleistungen von allgemeinem Inter­

esse leisten sie einen zentralen Beitrag zur moder­

nen Daseinsvorsorge und sind ein stabiler und 

unverzichtbarer Anker vor Ort – nicht zuletzt auch, 

weil sie dauerdefizitäre Leistungen der Daseins­

vorsorge, wie beispielsweise den ÖPNV und die 

Bäderbetriebe, über den steuerlichen Querverbund 

mitfinanzieren.
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RUSSLANDS ANGRIFF AUF DIE UKRAINE: EINE ZÄSUR

Der Angriff Russlands auf die Ukraine hat zutiefst erschüt­

tert und fest Geglaubtes ins Wanken gebracht. Mit Blick auf 

das energiewirtschaftliche Dreieck aus Versorgungssicher­

heit, Bezahlbarkeit und Nachhaltigkeit haben sich nunmehr 

nicht nur die Prioritäten, sondern auch die Auffassung zur 

Gleichrangigkeit der drei Anforderungen insgesamt deutlich 

verändert. Ist es zuletzt vorrangig um eine bezahlbare Gestal­

tung des Transformationsprozesses in Richtung Klimaneutra­

lität gegangen, steht nun die Sicherheit der Versorgung mit 

Gas als übergeordnetes Ziel im Mittelpunkt der Betrachtung. 

Die sukzessive Drosselung russischer Gaslieferungen hat die 

Gesamtlage deutlich verschärft. Sie wird daher zutreffend als 

sehr angespannt bezeichnet. Nach Feststellung der Frühwarn­

stufe (Stufe 1) gemäß des Notfallplans Gas im März dieses Jah­

res hat sich die Bundesnetzagentur vor diesem Hintergrund 

Ende Juni dazu entschlossen, die Alarmstufe (Stufe 2) auszuru­

fen. Reichen die Maßnahmen auf diesen Stufen nicht aus oder 

tritt eine dauerhafte Verschlechterung der Versorgungssitua­

tion ein, ist die Bundesregierung berechtigt, per Verordnung 

die Notfallstufe (Stufe 3) auszurufen. Damit greift der Staat in 

den Markt ein. Die Bundesnetzagentur wird zum „Bundeslast­

verteiler“ und kann unter Berücksichtigung geschützter Ver­

braucher:innen, unter anderem für Haushalte und Kranken­

häuser, Bezugsreduktionen verfügen.

NEBEN DEN TECHNISCHEN HERAUSFORDERUNGEN 

SPIELT DIE WIRTSCHAFTLICHE DIMENSION EINE  

ZENTRALE ROLLE

Die Reduktion der russischen Gasflüsse in die EU und nach 

Deutschland haben die Krise des Gasmarkts massiv verschärft. 

Auch wenn die Versorgungssicherheit derzeit gewährleistet 

ist, steht die Befüllung der Gasspeicher zum Winter in Frage. 

Zugleich haben Wiederbeschaffungskosten für ausgefal­

lene Gasmengen systemrelevante Importeure in Schieflage 

gebracht. Vor allem mit der Stützung von Importeuren aber 

auch mit verschiedenen Beschlüssen versucht der Bund einem 

Zusammenbruch der energiewirtschaftlichen Lieferkette 

vorzubeugen.

Dazu gehört auch das Energiesicherungsgesetz (EnSiG), das 

unter anderem Regelungen für die Preisanpassung trifft, um 

bei extrem hohen Preisen die Gasbelieferung von Verbrau­

cherinnen und Verbrauchern zu gewährleisten. Auch wenn 

es besser gewesen wäre, von der Insolvenz bedrohte Impor­

teure direkt zu stützen, ist die als Maßnahme gewählte Gasbe­

schaffungsumlage nach § 26 EnSiG grundsätzlich ein richtiges 

Instrument, weil sie ganz oben in der energiewirtschaftlichen 

Lieferkette ansetzt und von dort aus eine faire Verteilung der 

Kosten ermöglichen kann. Allerdings sind bei ihrer Einführung 

handwerkliche Fehler passiert, deren kurzfristige Korrektur 

erwartet wird.

WEITERE MASSNAHMEN SIND ERFORDERLICH,  

UM EINE ÜBERLASTUNG DER WIRTSCHAFTLICHEN UND 

SOZIALEN VERHÄLTNISSE ZU VERMEIDEN

Insgesamt führen die drastisch steigenden Marktpreise sowie 

die Refinanzierung ergriffener Notfallmaßnahmen zu erhebli­

chen Mehrbelastungen für Verbraucher:innen. Diese drohen 

insbesondere weniger zahlungsstarke Bevölkerungskreise zu 

überfordern. Deshalb darf es keine zeitliche Verzögerung zwi­

schen Einführung der Umlage und weiteren Entlastungen für 

Bürger:innen sowie kleine und mittlere Unternehmen geben.

All dies wird aber bei Weitem nicht ausreichen, um die aus 

der aktuellen Lage und einer weiteren Verschärfung resultie­

renden Konsequenzen für die Versorgungssicherheit im Griff 

zu behalten. Nach wie vor kann es im Fall eines vollständigen 

Lieferstopps und infolge steigender Preise zu massiven Zah­

lungsausfällen kommen.

Bei der Absicherung kommunaler Versorgungsunterneh­

men handelt es sich um eine gesamtstaatliche Aufgabe, die 

nicht von der unterschiedlichen Finanzkraft einzelner Länder 

und Kommunen abhängig gemacht werden darf. Für eine wir­

kungsvolle Krisenvorsorge ist deshalb der Bund in der Pflicht: 

Um die Belastungen und den Stützungsaufwand bei den 

Endkundinnen und Endkunden zu reduzieren, sollte er wei­

ter die Liquidität von Unternehmen auf der Gasimportstufe 

stützen. Zudem müssen Stadtwerke und kommunale Ener­

gieversorger durch einen Schutzschirm abgesichert werden, 

um eine bezahlbare Energieversorgung aufrechterhalten zu 

können. Dieser sollte ein befristetes Insolvenzmoratorium wie 

in der Corona-Krise, einen Bürgschaftsrahmen für den soge­

nannten Over-the-Counter-Handel sowie Liquiditätshilfen 

und Zuschüsse für den Fall beinhalten, dass die steigenden 

Preise erhöhte Finanzierungslasten und Zahlungsausfälle 

verursachen.  ❚

Trotz extrem hoher Preise muss die 
Gasbelieferung von Verbraucherinnen 
und Verbrauchern gewährleistet sein
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NADINE AURAS, 
EWE-Konzernkommunikation

SO GEHT NACHHALTIGE QUARTIERSENTWICKLUNG
VON NADINE AURAS

Die Diskussion um Energiepreise und Versorgungs­

sicherheit bestimmen aktuell die Nachrichten. Strom, 

Gas und Öl sind teuer wie lange nicht, ein Ende der 

Entwicklung ist kaum in Sicht. Hinzu kommt das Ziel 

der Bundesregierung, die Treibhausgasemissionen 

bis 2045 auf null zu senken. Dafür ist es nötig, auch 

die Wärmeversorgung umzugestalten. Energie ein­

sparen und erneuerbare Energien einsetzen sind der 

Schlüssel. Aktuellen Studien zufolge sind Fern- und 

Nahwärme ein wichtiger Bestandteil für das Gelin­

gen der Wärmewende. In diesem Bereich ist der 

Energie- und Telekommunikationsdienstleister EWE 

seit mehr als 30 Jahren aktiv. Bisher eher konventio­

nell mit dem Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplungs­

anlagen. Jetzt geht EWE neue Wege und investiert in 

Wärmekonzepte, die mit der Zukunft gehen. Nach­

haltig, komfortabel und innovativ sollen sie sein und 

vor allem die Versorgung sichern. Der Fokus liegt auf 

der Entwicklung von Quartierslösungen mit Wärme­

pumpen, die die zentral gewonnene erneuerbare 

Energie nutzen und über ein kaltes Nahwärmenetz 

verteilen. Ein erstes Projekt ist in Planung.

GRÜNE LÖSUNGEN FÜR GREENHOMES

Aus einem alten Gutshof in Papenburg soll ein kleines 

Quartier werden. Nachhaltig, grün und sozial. Neben 

dem historischen Hauptgebäude, das saniert werden 

soll, werden auf dem über 6000 Quadratmeter gro­

ßen Areal eine Reihe kleiner Häuser in Modulbau­

weise aufgestellt. Diese sollen an ältere Menschen 

und Auszubildende vermietet werden. „Wir streben 

eine gute Mischung der Bewohner an, damit es die 

Chancen auf ein soziales Miteinander gibt,“ sagt 

Eigentümer und Investor Stefan Jansen. Gemeinsam 

mit seinem Partner Stefan Adam hat er JADA Green­

homes gegründet und realisiert innovative Ideen.

Mit Regenwassernutzung, Holzbau und Photo­

voltaik soll das Quartier solide auf dem aktuellen 

Stand nachhaltiger Technik basieren. Für eine grüne 

Wärmeversorgung hat Stefan Jansen EWE ins Boot 

geholt. Erdwärme soll eingesetzt werden, zentral 

gewonnen und verteilt über ein Nahwärmenetz. 

An diesem Netz können neben Jansens Grundstück 

auch weitere umliegende Neubauten angeschlos­

sen werden. „Ein sogenanntes kaltes Nahwärme­

netz ermöglicht die Nutzung regenerativer, grüner 

Wärme in den Häusern, ohne dass die Eigentümer 

eigene Energiequellen erschließen müssen“, erläu­

tert Claas Marquardt, Key Account Manager Woh­

nungswirtschaft bei EWE. Im Fokus des Projekts 

stehen die Bewohner:innen und deren Lebens- und 

Wohnqualität, auch mit Blick auf den anhaltenden 

Trend zum mobilen Arbeiten im Homeoffice. Dabei 

reicht es nicht, dass es in den Wohnungen hell und 

warm ist. So sollen beim Bau des Nahwärmenetzes 

auch Glasfaserleitungen verlegt werden für eine Ver­

sorgung mit High-Speed-Internet. Wallboxen zum 

Aufladen von E-Autos und E-Bikes sind ebenfalls in 

Planung.

KLIMA SCHONEN OHNE EIGENE 

INVESTITIONEN

Umsetzen will EWE die Wärmeversorgung im Con­

tracting. „Dieses Modell bietet viele Vorteile im 

Vergleich zur Umsetzung mit eigenen Investitio­

nen, da es Planung, Bau und Betrieb als Komplett­

service enthält“, sagt Claas Marquardt. Geeignet 

ist ein solches Contracting für Eigentümer:innen 

genauso wie für Bauträger und große Wohnungsge­

sellschaften. Die Planungen entsprechen in vielen 

Punkten den heutigen Maßstäben an Nachhaltigkeit 

beim Bauen.

Nachhaltig und sozial: die Pläne 
von JADA Greenhomes/und EWE: 
Häuser aus Holz, Wohnungen in 

der alten Scheune und eine grüne 
Energieversorgung
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Wie geht kommunale Quartiersentwicklung der Zukunft? 
Drei Fragen an Claas Marquardt zu Gestaltungsmöglichkeiten bei 
neuen Quartieren

Vor welchen Herausforderungen stehen Kommunen bei 

der Entwicklung moderner und nachhaltiger Quartiere?

Claas Marquardt: Für Kommunen spielt Ökologie eine 

zunehmende Rolle. So tragen Parameter wie Primärenergie­

faktor oder ökologischer Fußabdruck auch zur Attraktivität 

eines Quartiers und damit einer Kommune bei. Berücksich­

tigt werden müssen bei allen Klimaschutzideen auch wirt­

schaftliche Aspekte. Und hier kommen Partner wie EWE mit 

ihrem Know-how ins Spiel. Sie können Kommunen frühzei­

tig beraten, damit der ökologische und ökonomische Rah­

men bereits bei der Bebauungsplanung und auch bei der 

Ausschreibung mitgedacht werden.

Was sollten Kommunen bei ihrer Ausschreibung 

konkret berücksichtigen?

Claas Marquardt: Bei Quartiersentwicklungen sind ganz­

heitliche Lösungen gefragt, vom Bau der Energie- und 

Telekommunikationsnetze bis zu Mieterstrom- und Mobi­

litätslösungen. Herausfordernd daran ist vor allem die 

Koordination und die enge Verzahnung der einzelnen Teile. 

Um weniger Akteure koordinieren zu müssen, kommen die 

Elemente der Quartiersentwicklung am besten aus einer 

Hand. Wir von EWE bieten eine Kombination aller Lösungs­

bausteine aus dem Infrastrukturbereich. Die Vorteile sind 

klar: Wenn alles zusammen geplant und umgesetzt wird, 

verdichten sich die Abstimmungen. Das beschleunigt den 

Bauprozess und spart Geld. Je eher der Infrastrukturdienst­

leister und der Projektentwickler in die Planung eingebun­

den werden, umso besser ist die gemeinsame Gestaltung 

des gesamten Quartiers nach allen Aspekten.

Was unterscheidet EWE von anderen Dienstleistern?

Claas Marquardt: Bei uns stehen optimale Lösungspa­

kete für Wohnen, Arbeiten und Mobilität im Fokus. Neben 

den infrastrukturellen Voraussetzungen und dem Bau der 

Wärmeerzeugung könnte es sein, dass eine Kommune 

oder ein Bauträger weitere Lösungen wie Photovoltaikan­

lagen mit oder ohne Speicher, schnelles Internet oder auch 

Ladesäulen für Elektroautos haben möchte. Diesen „bunten 

Blumenstrauß“ können wir bieten und mit den verschiede­

nen Tochterunternehmen aus dem EWE-Konzern zusam­

menstellen. Quasi ein maßgeschneidertes Konzept aus 

einer Hand. Kurz: Wir entwickeln, realisieren und betreiben 

die Infrastruktur für das Quartier der Zukunft.

Unsere 30 Jahre Projekterfahrung im Bereich Wärme­

contracting, die notwendige Manpower und Kompetenz, 

um auch komplexe Anforderungen optimal zu lösen, hat 

zum Beispiel die Niedersächsische Landgesellschaft NLG 

überzeugt. In den nächsten Jahren entwickelt die NLG ein 

Wohnquartier mit bis zu 300 Bauplätzen in der Ammerland- 

Gemeinde Apen. EWE hat für das Quartier ein nachhaltiges 

Konzept aus einer modernen, zentralen Strom- und Wärme­

versorgung sowie einem Highspeed-Glasfasernetz konzi­

piert. Bei der Konzeptionierung hat die NLG unterschied­

liche ökologische, ökonomische, technische, soziokulturelle 

und funktionale Aspekte berücksichtigt und wurde dafür 

von der Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen 

mit Gold ausgezeichnet. Das Quartier ist zudem Teil des 

Zukunftsprojektes „Gemeinde 5.0 – Wie leben wir 2050?“ 

des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes.  ❚

Grüner Strom und grüne 
Wärme für Ammerländer 
Quartier – erzeugt 
aus Bioerdgas in der 
Energiezentrale von EWE
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50 JAHRE VERSORGUNGSSICHERHEIT 
DURCH ÖL- UND GASSPEICHERUNG IN ETZEL
Unsere Zukunft: Öl, Gas UND Wasserstoff!

VON BORIS RICHTER

BORIS RICHTER ist  
kaufmännischer Geschäftsführer 

der STORAG ETZEL GmbH

Konzentriert: Die 
Betriebsanlagen des 

Kavernenspeichers 
Etzel

Am niedersächsischen Standort Etzel in Ostfries­

land baut, unterhält und vermietet STORAG ETZEL 

großvolumige Speicherkapazitäten für Gas und Öl 

untertage. Die Kavernenanlage Etzel liegt inmit­

ten der norddeutschen Energiedrehscheibe etwa 

20 Kilometer südwestlich von Wilhelmshaven mit 

einer Anbindung an dem dort gelegenen einzigen 

deutschen Tiefwasserhafen. 1971 hatte das Unter­

nehmen den Auftrag erhalten, die Kavernen zur 

Lagerung von Öl im Salzstock Etzel anzulegen und 

die obertägigen Anlagen im Namen der Bundes­

republik zu betreiben.

DIE ANFÄNGE

Bereits 1973 hatte sich die Richtigkeit der Entschei­

dung für eine strategische Ölreserve bestätigt. Als 

es infolge der Erhöhung der Rohölpreise zur ersten 

Ölkrise kam, kam es im Zusammenhang hiermit 

auch zur wirtschaftlichen Rezession und kurzzeiti­

gen Sonntagsfahrverboten. Auch bei den weiteren 

politischen Krisen in den nächsten Jahrzehnten im 

Nahen Osten und Naturkatastrophen in den Förder­

gebieten hätte die Rohölreserve in Etzel jeweils eine 

kontinuierliche Energieversorgung absichern kön­

nen. Auch in 2022 ist die Sicherstellung von Versor­

gungssicherheit für Energierohstoffe wieder Thema.

Zurück zu unserer Geschichte: 1993 wurde das 

Unternehmen privatisiert, 2005 hat der Kavernen­

betreiber das Eigentum an der Kavernenanlage 

übernommen und zur heutigen Bedeutung aus­

gebaut. Seit 2007 entwickelte sich der Standort zu 

einem der größten Öl- und Gasspeicherplätze Euro­

pas. Über die zurzeit bestehenden 75 Kavernen hin­

aus können weitere 24 Speicherhohlräume im Salz­

stock Etzel geschaffen werden.

MIETER DER KAVERNEN

Mieter der Kavernen sind namhafte Energiehandels­

unternehmen für Gas und Öl sowie Erdölbevorra­

tungsorganisationen verschiedener europäischer 

Staaten. In Deutschland wie auch in Europa gibt es 

kaum vergleichbar günstige Voraussetzungen für 

den Bau von Kavernen zur sicheren Speicherung 

von Energierohstoffen.

Auf der Gasseite sind die 51 Gaskavernen am 

Standort Etzel mit einer Speicherkapazität von rund 

4,3  Milliarden Kubikmetern Arbeitsgas an renom­

mierte europäische Gasversorgungs- und -handel­

sunternehmen vermietet, die Eigentümer der vier 

obertägigen Gasbetriebsanlagen vor Ort sind. Diese 

Verträge reichen weit bis in die 2040er-Jahre.

STORAG ETZEL gehört mit über zehn Millionen 

Kubikmetern, die in Etzel in 24 Kavernen langfristig 

gelagert werden können, in den Kreis der größten 

Rohöl-Lagerhalter Europas. Das Rohöl dient Erd­

ölbevorratungsverbänden verschiedener europä­

ischer Staaten wie Deutschland, Belgien und den 

Niederlanden als nationaler Krisenvorrat.

ENERGIE. VERSORGUNG. SICHERHEIT.

Der Kavernenspeicher Etzel gewährleistet heute 

nicht nur die Versorgungssicherheit Deutschlands, 

sondern trägt auch dazu bei, den Energiebedarf 

von europäischen Nachbarstaaten zu decken. Dank 
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seiner strategisch günstigen Lage und der guten 

Anbindung an die Öl- und Gasinfrastruktur Euro­

pas stellt er ein praktisches Erfolgsmodell für die 

europäische Zusammenarbeit dar. Die unterirdische 

Speicherung der Energieträger Rohöl und Erdgas 

hat sich als ein äußerst kosteneffizienter, betriebs­

sicherer, flexibler und umweltfreundlicher Weg für 

die großvolumige Lagerung bewährt.

Die Gasinfrastruktur am Standort ist insgesamt 

an vier überregionale Pipelines exzellent erschlos­

sen, die NETRA (Ein- und Ausspeichermöglichkeit), 

Emden-Etzel-Pipeline sowie die Bunde-Etzel-Pipe­

line (BEP). Zuletzt wurde die BEP in 2011 fertig 

gestellt, diese verbindet die Kavernenanlage über 

60 Kilometer an das niederländische Gasnetz an. 

Bis Ende 2022 wird eine weitere Pipeline (Wilhelms­

havener Anbindungsleitung / WAL) von Wilhelms­

haven an das Ferngasnetz bei Etzel gebaut. Schon 

ab diesem Winter können über Wilhelmshaven rund 

7,5  Milliarden Kubikmeter Gas pro Jahr anlanden 

und in das Ferngasnetz eingespeist werden. Zukünf­

tig werden über diese Leitung bis zu 20 Milliarden 

Kubikmeter Gas pro Jahr transportiert. Das würde 

allein 40 Prozent der jährlichen russischen Gasliefe­

rungen der vergangenen Jahre ersetzen.

H2CAST ETZEL: KAVERNENSPEICHER ETZEL 

SOLL „H2-READY!“ WERDEN

Der Standort Etzel ist bereit für die Zukunft: Neben 

der Speicherung fossiler Energieträger wie Erdöl 

und Erdgas können auch erneuerbare Energien 

in Kavernen gespeichert werden, beispielsweise 

durch Umwandlung von überschüssigem Strom in 

Wasserstoff (H2) oder synthetisches Erdgas (SNG = 

Methan). Der Betreiber STORAG ETZEL hat in sei­

ner Betriebsgeschichte bereits erfolgreich Ölkaver­

nen auf Gasspeicherung umgerüstet. Im Kontext 

der Energiewende und Dekarbonisierung wird die 

Umwidmung von Untertagespeichern von Gas und 

Öl auf Wasserstoff untersucht.

STORAG ETZEL hat in diesem Zusammenhang 

mit dem Forschungsprojekt „H2CAST Etzel“ ein viel­

versprechendes Projekt gestartet. Mit H2CAST Etzel, 

das seit 2022 vom Land Niedersachsen gefördert 

wird, und einem darauf aufbauenden Entwicklungs­

projekt sowie der Beteiligung am Projekt „H2-Weg­

weiser Niedersachsen“ will der Kavernenbetreiber 

die Forschung und Entwicklung der untertägigen 

Großspeicherung von Wasserstoff vorantreiben und 

gleichzeitig die Eignung der Salzkavernen in Etzel 

als großvolumige Wasserstoffspeicher unter Beweis 

stellen. H2CAST steht dabei für H2 CAvern Storage 

Transition, also die Umwidmung der bestehenden 

Kavernen und Anlagen in Etzel für die zukünftig not­

wendige Speicherung von Wasserstoff als Baustein 

eines zukünftigen Energiesystems. Einzigartig am 

Kavernenstandort Etzel ist die industrielle Skalier­

barkeit der unterirdischen Speicher und oberirdi­

schen Anlagen.

Die Kavernen von Etzel „H2-ready!“ machen, 

das ist unser Ziel! Denn die Energiewende braucht 

Speicher, wenn H2-Produktion und gegebenenfalls 

-Import und Markt nicht übereinstimmen.

Unsere Vorteile bei der Wasserstofflagerung:

•  �Etzel ist führender Kavernenstandort in Nord­

west-Europa für Gas und Öl,

•  �Kavernen sind für die gasförmige H2-Speicherung 

grundsätzlich geeignet,

•  �der Standort Etzel hat eine optimale geografische 

Lage,

•  �der Anschluss an überregionale Gaspipelines 

ist vorhanden, diese können auf H2 umgestellt 

werden,

•  �die Zulassungen zum kurzfristigen Ausbau der 

Speicherkapazitäten sind vorhanden,

•  �STORAG ETZEL hat langfristige Planungssicher­

heit.  ❚

Gut vernetzt: Leistungsfähige Pipeline-Anbindung 
für Öl und Gas und zukünftig auch für den Import von 

Flüssigerdgas (LNG) und Wasserstoff (H2)

WEITERE  
INFORMATIONEN
www.storag-etzel.de 
www.h2cast.com
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ENERGIEEFFIZIENZ IM BLICK – MIT 
DEM AVACON ENERGIEPORTAL UND 
ENERGIEMONITOR

Die Energieversorgung in Deutschland steht vor enormen 
Herausforderungen. Das Energiesystem befindet sich vor einem 

tiefgreifenden Umbruch. Für den Aufbau einer unabhängigen, 
sicheren und klimafreundlichen Energieversorgung ist ein erheb-
licher Ausbau erneuerbarer Energien notwendig. Daneben – und 

in der aktuellen Lage umso mehr – ist der sparsame und effiziente 
Umgang mit Energie erforderlich. Denn Energie sparen heißt Kosten 

sparen und das Klima schützen.

Doch häufig fehlt Kommunen der Überblick über 

die Energieverbräuche ihrer einzelnen Liegen­

schaften, und damit fehlen Hinweise auf mögliche 

Energieeinsparpotenziale. Dank zunehmender 

Digitalisierung des Energiesystems und der damit 

verbundenen Datenerfassung und -verarbeitung ist 

es mittlerweile möglich, quasi per Knopfdruck hilf­

reiche Daten zusammenstellen oder auswerten zu 

lassen. Avacon unterstützt hierbei mit zwei speziell 

für Kommunen entwickelten digitalen Lösungen, 

dem EnergiePortal und dem EnergieMonitor.

MIT DEM ENERGIEPORTAL 

EINSPARMÖGLICHKEITEN SICHTBAR MACHEN

In einem ersten Schritt ist es hilfreich, sich einen 

Überblick über die Verbrauchslage zu verschaffen, 

um so Einsparmöglichkeiten zu identifizieren. Mit 

dem EnergiePortal bietet Avacon den Kommunen 

im Netzgebiet eine kostenlose Service-Plattform, 

die einen solchen Überblick über die Verbräuche in 

kommunalen Liegenschaften bietet. Das Energie­

Portal ermöglicht online Zählerstandserfassungen, 

Verbrauchsabfragen und eine Energieeffizienz­

analyse. Für jeden Zähler lässt sich eine Verbrauchs­

kurve aufrufen, die die Entwicklung der vergange­

nen Monate und Jahre darstellt. Aus den ermittelten 

Ergebnissen lassen sich beispielweise Hinweise auf 

veraltete oder defekte Technik oder ungünstiges 

Nutzerverhalten ermitteln, sodass aus den Erkennt­

nissen gezielt geeignete Einsparmaßnahmen 

abgeleitet werden können. Mit seinem speziellen 

KommunePlus-Programm unterstützt Avacon Kom­

Im Avacon 
EnergieMonitor 

lassen sich  
verschiedene 

Auswertungen 
darstellen
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munen mit maßgeschneiderten Lösungen zur Stei­

gerung der Energieeffizienz.

TRANSPARENZ HERSTELLEN MIT DEM 

ENERGIEMONITOR

Darüber hinaus bietet Avacon mit dem EnergieMo­

nitor interessierten Kommunen zusätzlich die Mög­

lichkeit, nahezu in Echtzeit eine regionale Energie­

bilanz aus regenerativer Erzeugung und Verbrauch 

darzustellen. Der EnergieMonitor von Avacon zeigt 

auf einen Blick, wie viel „grüner“ Strom vor Ort ein­

gespeist wird, welchen Anteil er zum Strommix 

beiträgt und wie sich der Verbrauch verteilt. Die 

örtliche Energiesituation für Privathaushalte, öffent­

liche Gebäude sowie Gewerbe und Industrie wird 

dann auf einer Übersichtsseite visualisiert und im 

15-Minuten-Takt aktualisiert. Städte, Gemeinden 

oder Landkreise haben dadurch die Möglichkeit, 

dies auf ihrer Internetseite, auf Bildschirmen oder 

E-Ladesäulen mit Display für jeden zugänglich dar­

zustellen. So schaffen sie Transparenz und lassen 

die Bürger:innen konkret an der Energiewende teil­

haben. Der EnergieMonitor ist damit ein hervorra­

gendes Instrument für das kontinuierliche Erfassen 

der Energiebilanz in einer Kommune.

Zusammen mit den Analysen aus dem Ener­

giePortal erhält die Kommune einen umfassenden 

Überblick über ihren Stand in der Energiewende 

und kann an konkreten Hebeln ansetzen, um noch 

effizienter oder auch „grüner“ zu werden.

FÖRDERUNG FÜR VISUALISIERUNG 

BEANTRAGEN

Der EnergieMonitor ist übrigens förderfähig: Anla­

gen, die den Ertrag erneuerbarer Energien beispiels­

weise auf einem allgemein zugänglichen Bildschirm 

im Rathaus, einer Schule oder einem anderen öffent­

lichen Gebäude visualisieren, können durch einen 

einmaligen Zuschuss des Bundesamts für Wirtschaft 

und Ausfuhrkontrolle (BAFA) gefördert werden.  ❚

WEITERE INFORMATIONEN 
FINDEN SIE HIER:
www.avacon.de/energieportal
avacon.de/energiemonitor
energiemonitor.avacon.de/demo

Im Avacon EnergiePortal lässt sich der Energieverbrauch 
einzelner Liegenschaften auswerten

Der Avacon EnergieMonitor zeigt Kommunen fast in Echtzeit Einspeisung und Verbrauch 
erneuerbarer Energien

Das Avacon EnergiePortal bietet viele hilfreiche Funktionalitäten
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Gemeinde Südheide:

EIN LEERSTEHENDER DISCOUNTER 
WIRD ZUM MODERNEN BÜRGERHAUS
VON KATHARINA EBELING

KATHARINA EBELING  
ist Bürgermeisterin der 

Gemeinde Südheide

Die Gemeinde Südheide besteht seit dem 1. Januar 

2015 aus dem Zusammenschluss der ehemaligen 

Gemeinden Hermannsburg und Unterlüß. Ländlich 

geprägt liegt sie mit ihren rund 11 600 Einwohner­

innen und Einwohnern, verteilt auf acht Ortsteile, 

im nördlichen Landkreis Celle, im Herzen der Lüne­

burger Heide.

ZUM HINTERGRUND

Im Zuge einer Schenkung erhielt die Gemeinde im 

Jahr 2014 ein im Zentrum von Unterlüß gelegenes 

Grundstück mit einem ehemaligen Discounter, der 

zu diesem Zeitpunkt bereits leer stand. Durch den 

langen Leerstand war eine Nachnutzung des Gebäu­

des für den Einzelhandel nicht zu realisieren. Vor dem 

Hintergrund, dass die vormalige Gemeinde Unterlüß 

im Oktober 2014 ein städtebauliches Gestaltungs­

konzept in Auftrag gegeben hat, rückte auch die Nut­

zung des zentral gelegenen Grundstücks im Rahmen 

dieses Konzeptes in den Fokus. Das unter Bürger­

beteiligung erarbeitete Gestaltungskonzept zielte 

auf die Aufwertung der wichtigen Eingangssituation 

am Ortseingang, die Steigerung der Aufenthaltsqua­

lität im öffentlichen Raum sowie die barrierefreie 

und attraktive Gestaltung des Bahnhofsumfeldes, 

um ein qualitativ hochwertiges Entree auch für die 

Bahnreisenden anbieten zu können. Im Zuge des 

Konzeptes sollte der ehemalige Discounter in ein 

Bürgerhaus umgestaltet werden. Unterstützt wurde 

dieser Gedanke durch den Rückbau des abgängi­

gen Freizeitzentrums. Mit dem Bau sollte eine neue 

öffentliche Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung 

geschaffen werden, die mit architektonischen Akzen­

ten und einem identitätsstiftenden Veranstaltungs­

ort mit multifunktionaler Nutzung heraussticht, die 

auch durch Vereine und Bürger:innen genutzt wer­

den kann. Intention des Umbaus war es auch, den 

öffentlichen Raum durch die Neugestaltung des 

direkten Umfeldes weiter aufzuwerten, eine Verbes­

serung der sozialen und kulturellen Infrastruktur her­

beizuführen und einen Leerstand an zentraler Stelle 

zu beseitigen. Nach Erstellung und Vorstellung der 

Entwurfsplanung, in denen auch Anregungen aus 

öffentlichen Bürgerversammlungen Einfluss fanden, 

wurde der Umbau des Gebäudes Anfang 2016 durch 

den Gemeinderat beschlossen.

BAU UND FERTIGSTELLUNG

Der Bau des Bürgerhauses begann am 1. Dezem­

ber 2016 mit der Grundsteinlegung, am 31. August 

2017 folgte das Richtfest. Im Mai 2018 konnte der 

Umbau fertiggestellt werden. Finanziert wurde der 

Umbau zum Bürgerhaus anteilig aus Städtebauför­

derungsmitteln des Bundes und des Landes aus der 

Programmkomponente „Stadtumbau West“ – heute 

überführt in „Wachstum und nachhaltige Erneue­

rung – Lebenswerte Quartiere gestalten“. Die Bau­

kosten beliefen sich letztendlich auf etwa zwei Mil­

lionen Euro.

AUSSTATTUNG

Das Bürgerhaus Südheide verfügt nun über einen 

430 Quadratmeter großen Saal, der für bis zu 550 

Personen bestuhlt werden kann. Dieser grenzt an 

ein Foyer mit integriertem Garderobenbereich an. 

Der Saal verfügt außerdem über eine 50 Quadrat­

meter große Bühne sowie einen voll ausgestatteten 

Thekenbereich. Für Veranstaltungen mit Catering, 

stehen ein großer Kühlraum und Vorbereitungs- 

und Lagerräumlichkeiten zur Verfügung. Die Bühne 

lässt sich durch mobile Bühnenelemente auf bis 

zu 90  Quadratmeter erweitern und ist mit einem 

Nach Fertigstellung 2018: 
Das Bürgerhaus im Ortsteil 

Unterlüß der Gemeinde 
Südheide
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bedienbaren Theatervorhang, Beamer und einer 

modernen Licht- und Soundanlage ausgestattet. 

Zwei weitere Tagungsräume erweitern die Nut­

zungsmöglichkeiten, denn diese lassen sich durch 

eine Trennwand als zwei separate Räume- oder als 

ein großer Raum mit 106 Quadratmetern nutzen. 

Auch die Tagungsräume sind jeweils mit einem 

Beamer und einer kleinen Akustikanlage ausgestat­

tet. Außerhalb des Gebäudes steht ein Parkplatz mit 

ansehnlicher Außenanlage zur Verfügung; dieser 

bietet Platz für rund 90 Fahrzeuge.

UMBAU ZAHLT SICH AUS

Das Bürgerhaus Südheide wird von der Bevölke­

rung gut angenommen. Die Gemeinde Südheide 

stellt den ansässigen Vereinen und Verbänden im 

Rahmen ihres Satzungszwecks – beispielsweise 

Übungsstunden, Mitgliederversammlungen, ver­

einsinterne Jubiläumsveranstaltungen – sowie kom­

munalen Behörden und deren Einrichtungen das 

Bürgerhaus kostenfrei zur Verfügung. Neben Verei­

nen und Verbänden kann das Bürgerhaus Südheide 

auch von Firmen, Organisationen, Gruppen oder 

Einzelpersonen gegen Entgelt genutzt werden. 

Seit der Eröffnung finden im Bürgerhaus jährlich 

weit über 150 Veranstaltungen statt, nur in den Jah­

ren 2020 und 2021 fiel die Nutzung coronabedingt 

geringer aus. Insgesamt sind mit dem Umbau des 

leerstehenden Discounters zum modernen Bürger­

haus die Sanierungsziele für diese städtebauliche 

Erneuerungsmaßnahme erreicht worden. Für die 

Bürger:innen der Gemeinde Südheide und für die 

gesamte Region stellt das neue Bürgerhaus den 

geplanten Mehrwert dar.  ❚

„Das ist toll“, findet Leo. „Entscheidest du 
das denn alles alleine, wenn du da Chef bist?“
„Nein“, schmunzelt der Bürgermeister.  
„Die wichtigen Sachen entscheidet der Rat.“
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„Das ist toll“, findet Leo. „Entscheidest du 
das denn alles alleine, wenn du da Chef bist?“
„Nein“, schmunzelt der Bürgermeister.  
„Die wichtigen Sachen entscheidet der Rat.“

„Das sind Leute, die wie ich auch gewählt werden 
und sich einmal im Monat treffen, um besonders 
wichtige Dinge zu beraten.“
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Was macht meine Gemeinde? – Das Kinderbüchlein

Erhältlich unter
www.nsgb.de

Was macht meine Gemeinde?

Ein Tag mit dem Bürgermeister
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Begleite die Mädchen 

und Jungen aus dem 

Kindergarten zusammen mit 

dem Bürgermeister oder der 

Bürgermeisterin auf dem Weg 

durch die Gemeinde. Es wird 

erklärt, was zu den Aufgaben 

einer Gemeinde gehört. Das ist 

ganz schön viel: Kindergärten, 

Schulen, Sportplätze, Feuerwehr 

und vieles mehr...

BESTELLEN UND IN KINDERGÄRTEN UND SCHULEN VERTEILEN:

So sah das Gebäude 
des ehemaligen 
Discounters vor 
dem Umbau aus
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GEMEINSCHAFTLICHE WOHNPROJEKTE FÜR 
ZUKUNFTSFÄHIGE QUARTIERE UND DÖRFER
VOM NETZWERK LOKALE BERATUNGSSTELLEN GEMEINSCHAFTLICHES WOHNEN IN NIEDERSACHSEN

Regelmäßige 
Wohnbörsen sind 

gute Instrumente 
für Aufbau und 

Pflege von lokalen 
Netzwerken

Immer mehr Menschen möchten gemeinschaftlich 

wohnen: Eigene oder gemeinsame Wohnungen, 

Gemeinschaftsräume und ein tragfähiges Mitein­

ander ermöglichen verbindliche soziale Kontakte, 

Unterstützung im Alltag und ein – oft generationen­

übergreifendes – Zusammen-Alt-Werden.

WOHNPROJEKTE ALS LÖSUNGSBEITRAG

Kommunen stehen vor der großen Herausforde­

rung, Quartiere und Dörfer zukunftsfest zu machen, 

also Strukturen aufzubauen, die ein selbstbestimm­

tes und sozial eingebundenes Leben im gewohnten 

Umfeld ermöglichen, auch bei Hilfe- und Pflege­

bedarf. Gemeinschaftliche Wohnprojekte bieten sich 

als Lösungsbeitrag an, können gar Antrieb und Kern­

stück zugleich sein.

DIE ROLLE DER KOMMUNEN: KATALYSATOR 

SEIN!

Gemeinden und Städte können den Aufbau von 

Wohnprojekten (mit)initiieren, steuern und koordi­

nieren, mindestens aber mit Engagement begleiten 

und unterstützen – durch Information, Beratung, 

Kontakte, gegebenenfalls Vergabe von Grundstücken 

oder Liegenschaften für qualitative Konzepte oder 

eigene Investitionen.

Dafür unerlässlich sind lokal verortete Beratungs­

stellen. Sie können informieren, beraten und durch 

Unterstützung von Kooperationen zwischen verschie­

denen lokalen – ehrenamtlichen und professionellen 

– Akteuren Potenziale heben und Synergien schaffen.

PRAXISBEISPIELE VON BERATUNGSSTELLEN IN NIEDERSACHSEN

•	� Stabsstelle in der Verwaltung: Die „Wohnraumagentur“ im Fach­

bereich Planung, Bauordnung und Vermessung der Stadt Göttingen 

(116 557 EW). Ziele: Förderung von bezahlbarem, gemeinschaft­

lichem und flächensparendem Wohnen durch Beratung, Öffentlich­

keits- und Netzwerkarbeit sowie interne Unterstützung der Verwal­

tung bei zukünftigen Planungen. https://www.goe.de/wra

•	� Beratungsstelle im Auftrag der Stadt: „Die Wohnprojektmentoren“ 

der Organisations- und Projektentwicklungsgesellschaft PlanW in 

Hannover (535 932 EW). Aufgabe: Information, Beratung, Austausch 

und Veranstaltungen. https://hannover-wohnprojektmentoren.de

•	� Informations- und Netzwerkplattform des Landkreises: „Gemein­

schaftlich wohnen im Wendland“ im Landkreis Lüchow-Dannenberg 

(48 472  EW). Aufgaben: Kooperation von Klimaschutzmanagement 

des Landkreises, Grüne Werkstatt Wendland, Fachkräfteagentur 

WendlandLeben, Seniorenstützpunkt Lüchow-Dannenberg und 

Bauwerk Wendland. Gefördert von der Nationalen Klimaschutzinitia­

tive des BMUV. https://gemeinschaft-im-wendland.de/

•	� Fördermittelfinanzierte und ehrenamtlich getragene Anlauf-

stelle: „Das Wohnprojekte-Kontor“ in Lüneburg (75 599 EW). Auf­

gaben: Vernetzung, Organisation und Kommunikation. Eines von 

15 Experimenten im Rahmen der Zukunftsstadt Lüneburg 2030+. 

Gefördert durch das BMBF.

	 https://www.lueneburg2030.de/wohnprojektekontor

Informationen zu lokalen Beratungsstellen in Niedersachsen auf der 

Internetseite des NIEDERSACHSENBÜRO www.neues-wohnen-nds.de 

unter „Neue Wohnformen und Nachbarschaften“, Stichwort „Beratung“.  ❚

BAUEN & WOHNEN
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NSGB – Ihr kommunaler Spitzenverband 
der Städte, Gemeinden und Samtgemeinden 
in Niedersachsen!

NSGB – Ihr kommunaler Spitzenverband 
der Städte, Gemeinden und Samtgemeinden 
in Niedersachsen!

NSGB. sachlich. kommunal.

❚ �Wir vertreten die Interessen der Städte, 
Gemeinden und Samtgemeinden 
gegenüber dem Land Niedersachsen 
und anderen Institutionen. So kämpfen 
wir zum Beispiel für weniger Bürokratie, 
eine bessere Finanzierung von 
Ganztagsschulen und Kindertagesstätten 
und für mehr Freiheit in der kommunalen 
Selbstverwaltung.

❚ ��In unseren Gremien bieten wir einen 
Blick über die Gemeinde hinaus 
und beschließen Positionen für den 
politischen Kampf um mehr kommunale 
Selbstverwaltung.

❚ ��In unseren Kreisverbänden binden 
wir ehrenamtliche Ratsmitglieder und 
hauptamtliche Bürgermeister:innen in die 
Entscheidungsfindung mit ein.

❚ ��Wir beraten unsere Mitglieder in 
Rechtsfragen. Unser Team steht jederzeit 
kompetent an der Seite der Städte, 
Gemeinden und Samtgemeinden.

❚ �Wir bilden in unserer KommunalAkdemie 
Ratsmitglieder, Bürgermeister:innen und 
Verwaltung zu aktuellen Themen fort.



Die Dienstleistungstochter 
des NSGB – Ihre KWL!

Wir führen für Sie Ausschreibungen in den 
Bereichen Energie, Postdienstleistungen, 
Kommunalfahrzeuge, Versicherungen und 
Feuerwehrfahrzeuge durch.

Lassen Sie sich gern von uns beraten.

Kommunale Wirtschafts- und 
Leistungsgesellschaft mbH
Arnswaldtstraße 28, 30159 Hannover
fon 0511 30285-0  fax 0511 30285-76
mail kwl@nsgb.de

Energie, Postdienstleistungen 
und Kommunales
Matthias Hoppe
fon 0511 30285 77 mail hoppe@nsgb.de

Profitieren Sie auch von unseren 
 Sonderkonditionen  im Bereich

Telefonie – Festnetz und Mobilfunk
Kerstin Hillebrecht
fon 0511 30285 51 mail hillebrecht@nsgb.de

Versicherung
Andreas Nielebock
fon 0511 30285 71 mail nielebock@nsgb.de

Feuerwehr
Alan Orant
fon 0511 30285 48 mail orant@nsgb.de

Petra Schulz
fon 0511 30285 67 mail schulz@nsgb.de

Tobias Wilhelm
fon 0511 30285 19 mail wilhelm@nsgb.de

www.kwl.digital
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